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Freier Zugang zum Schiersteiner Strandbad [CDU]  

Antragstext:

Antrag der CDU-Fraktion

Der Magistrat wird gebeten sofort Schritte zu unternehmen, welche umgehend den freien Zugang 
von Fußgängern vom Abgang der Schiersteiner Brücke zum Schiersteiner Strandbad wieder 
ermöglichen.  

Begründung:
Dem das Verbot auslösenden Schreiben von Hessenforst Forstamt Wiesbaden-Chausseehaus mit 
Datum vom 22.12.2011 ??? ist zu entnehmen, dass bei der Begehung  am 15.02. festgestellt 
wurde, die Verkehrssicherung im Bereich des Auewaldes der Rettbergsaue könne, bedingt durch 
der Gefahr herabstürzender Äste oder gar ganzer Bäume, nicht mehr sichergestellt werden. Die 
notwendigen Maßnahmen könnten mangels Finanzierungszusagen daher frühestens im Winter 
2012/2013 durchgeführt werden.  
Erst in der Folge dieser Erkenntnis kam, wie dem Schreiben zu entnehmen ist, es zu Gesprächen 
mit der Oberen Naturschutzbehörde und zu dem Betretungsverbot unter Bezugnahme auf die 
Verordnung über das Naturschutzgebiet Rettbergsaue bei Wiesbaden vom 10.12.1984 gem. § 3 
Ziffer 8.
Dieses sich Zurückziehen auf den § einer seit fast 30 Jahren nicht angewendeten Verordnung 
kann u. E. lediglich als Hilfsargument, für die Einhaltung der Wegesicherungsverpflichtung 
betrachtet werden, da die Mittel zur Gewährleistung der Wegesicherheit noch vor dem 29.02.2012 
(Beginn der Setz- und Brutzeit) ja fehlten.   
Dieser finanziellen Gesamtproblematik ungeachtet verweisen wir darauf, dass schwerpunktmäßig 
die beschriebene Wegesicherungsmaßnahmen im Auewald sich zwischen dem Bereich 
Schiersteiner Brücke und Biebricher Strandbad befinden, der Bereich Schiersteiner Brücke 
Richtung Schiersteiner Strandbad, wenn überhaupt notwendig, mit geringsten Mitteln gesichert 
werden könnte.
Von daher sollte und muss es möglich sein, noch vor Beginn der Sommermonate – notfalls mittels 
einer Ausnahmegenehmigung bezüglich der Verordnung von 1984 – den freien Zugang von der 
Schiersteiner Brücke zum Schiersteiner Strandbad wieder zu ermöglichen. 

Wiesbaden, 18.04.2012


